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Verpflichtung         Aktivitäten / Maßnahmen 

 
1. Verstärkte Wachsamkeit gegenüber  
Rassismus 
 
Aufbau eines Überwachungs- und 
Solidaritäts-Netzwerkes 
 
Bsp.: 

 
- Einrichtung eines Beratungsgremiums, in dem 

verschiedene gesellschaftliche Akteure 
vertreten sind (Jugendliche, Künstler, 
Repräsentanten von Nichtregierungs-
organisationen, der Polizei, der Justiz, der 
Stadtverwaltung etc.), um die örtliche 
Situation einschätzen zu können. 

 
- Entwicklung eines Systems in Zusammen-

arbeit mit Organisationen der Zivilgesellschaft, 
um rasch auf rassistische Handlungen 
reagieren und die zuständigen Behörden 
informieren zu können. 

 
- Thematisierung von Rassismus und 

Diskriminierung in möglichst vielen 
Institutionen und Organisationen in der Stadt. 

 

 
Laufend: 
 
- Regelmäßige Organisation von 

Gedenktagen, Informationsveran-
staltungen, Diskussionsrunden sowie 
‚Antirassistischen Kulturtagen‘ seitens der 
Migrant:innenselbstorganisationen 
(MSO’s)  in der Hansestadt Lübeck.  

 
- Die im ‚Kriminalpräventiven Rat‘ der 

Hansestadt Lübeck vertretenen 
Institutionen thematisieren das Thema 
Rassismus anlassbezogen.  

 
Geplant: 
 
- Einbindung des Themas in bestehende 

Vernetzungsrunden (z.B. AK Migration) 
sowie regelmäßige Reflexion und 
Sensibilisierung. 
 

- Kommunaler  Präventionsrat – mit der 
Arbeitsgemeinschaft ‚Demokratie leben – 
Vielfalt gestalten‘, mit ständigem TOP 
‚Wachsamkeit gegenüber Rassismus‘. 

 

 
2. Bewertung der örtlichen Situation und 
der lokalen Maßnahmen 
 
Aufbau einer Datensammlung, Formulierung 
erreichbarer Ziele und Entwicklung von 
Indikatoren, um die Wirkung der kommu-
nalen Maßnahmen bewerten zu können 
 
Bsp.: 

 
- Zusammenarbeit mit Forschungsein-

richtungen, um die Daten und Informationen 
regelmäßig analysieren und Studien zur 
örtlichen Situation erstellen zu können. 
 

- Entwicklung konkreter, stadtspezifischer 
Empfehlungen auf der Grundlage der 
Datenanalyse. 

 
Laufend: 
 
- Es bestehen verschiedene Datenbanken, 

u.a. über landesweite Einrichtungen, die 
der Aufklärung, Prävention und Beratung 
i.S. Antirassismus dienen. 

 
Geplant: 
 
- Analyse der IST-Situation bezüglich 

Rassismus / Diskriminierung in der 
Hansestadt Lübeck, u.a. auf Basis 
vorhandener landesweiter Daten sowie 
der Daten der Zentralen Beschwerdestelle 
der Hansestadt Lübeck. 
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3. Bessere Unterstützung für die Opfer 
von Rassismus und Diskriminierung 
 
Unterstützung für die Opfer, damit sie sich 
künftig besser gegen Rassismus und 
Diskriminierung wehren können. 
 
Bsp.:  

 
- Einrichtung der Stelle einer Ombudsperson 

oder einer Anti-Diskriminierungs-Abteilung in 
der Stadtverwaltung, die sich mit 
entsprechenden Beschwerden befasst. 
 

- Förderung örtlicher Einrichtungen, die Opfern 
rechtlichen und psychologischen Beistand 
leisten. 
 

- Entwicklung vorbeugender Maßnahmen im 
Kampf gegen Rassismus und Diskriminierung. 
 

- Einführung von Disziplinarmaßnahmen gegen 
Mitarbeiter/innen der Stadtverwaltung, die 
sich rassistischen Verhaltens schuldig 
gemacht haben. 

 
Laufend: 
 
- Zentrale Beschwerdestelle beim 

Bürgermeister der Hansestadt Lübeck. 
 

- Regeldienste und Projekte im gesamten 
Stadtgebiet, wie z. B. Migrations-
beratungsstellen (JMD, MBE, MBSH), 
frauenspezifische Beratungsstellen, 
Schulsozialarbeiter:innen etc. sind für das 
Thema sensibilisiert.   

 
- Beratung von Betroffenen, Angehörigen 

und Zeug:innen nach rassistischen, 
antisemitischen und anderen 
rechtsmotivierten Angriffen durch 
landesweite Einrichtungen. 
 

 
Geplant: 
 
- Die Zentrale Beschwerdestelle der 

Hansestadt Lübeck soll ausgebaut und 
professionalisiert werden; ein 
niedrigschwelliger Zugang wird 
sichergestellt. 

 
- Stärkere Bewerbung der bereits 

existierenden landesweiten Einrichtungen, 
die der Aufklärung, Prävention und 
Beratung dienen. 

 
4. Bessere Beteiligungs- und 
Informationsmöglichkeiten für die 
Bürger:innen 
 
Bessere Information der Bürger/innen über 
ihre Rechte und Pflichten, über 
Schutzmaßnahmen, rechtliche Möglichkeiten 
und Sanktionen für rassistisches Verhalten. 
 
Bsp.:  

 
- Verbreitung von Publikationen, die über die 

Rechte und Pflichten der Bürger/innen in einer 
multikulturellen Gesellschaft, über die Anti-
Rassismus-Politik der Stadtverwaltung, über  
Sanktionen für rassistisches Verhalten und  
über Kontaktadressen informieren, an die sich  

 
Laufend: 
 
- Das Forum für Migrant:innen in der 

Hansestadt Lübeck vertritt die Interessen 
von Menschen mit Migrationshintergrund. 
 

- Seitens der MSO’s  in der Hansestadt 
Lübeck werden regelmäßig Veranstal-
tungen zu den ‚Internationalen Wochen 
gegen Rassismus‘, zum ‚Internationalen 
Tag gegen Rassismus und 
Diskriminierung‘, zu den ‚Interkulturellen 
Wochen‘ uvm. durchgeführt. 

 
- Ein aus Bundes- und Landesprogrammen 

gefördertes Büro der ‚regionalen  
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Opfer oder Zeugen gegebenenfalls wenden 
können. 
 

- Regelmäßige Durchführung eines vielfältigen 
Veranstaltungsprogramms zum 
"Internationalen Tag gegen Rassismus und 
Diskriminierung" am 21. März, um die 
Öffentlichkeit zu informieren und zu 
sensibilisieren.  
 

- Unterstützung der 
Nichtregierungsorganisationen in ihren 
Bemühungen, über Rassismus und 
Diskriminierung aufzuklären und Aktionen 
gegen diese Phänomene zu entwickeln. 

 

 
Beratungsteams gegen 
Rechtsextremismus (RBT)‘ ist in der 
Hansestadt Lübeck ansässig.  

 
Geplant: 
 
- Bewerbung der Hansestadt Lübeck auf 

das Programm „Demokratie leben“. 
 
- Erstellung eines Wegweisers zu 

Angeboten und Ansprechpartner:innen 
der Themenbereiche Zivilcourage, 
Fremdenfeindlichkeit, Rechtsex-
tremismus inkl. einer sozialraum-
orientierten Kartierung sowie verstärkte 
Bewerbung vorhandener Publikationen 
des Landesdemokratiezentrums 
Schleswig-Holstein oder des 
Landespräventionsrats Schleswig-
Holstein. 

 

 
5. Die Stadt als aktive Förderin gleicher 
Chancen 
 
Förderung gleicher Chancen auf dem 
Arbeitsmarkt. 
 
Bsp.: 

 
- Aufnahme von Anti-Diskriminierungs-

Bestimmungen in städtische Verträge und bei 
der Vergabe von Lizenzen (z. B. Gaststätten, 
Diskotheken etc.). 
 

- Öffentliche Auszeichnung von örtlichen 
Unternehmen, die den Kampf gegen 
Rassismus und Diskriminierung aktiv 
unterstützen. 
 

- Wirtschaftliche Förderung diskriminierter 
Gruppen. 
 

- Förderung von interkulturellen 
Fortbildungsangeboten für Firmenangestellte 
in Kooperation mit Gewerkschaften, Berufs-, 
Handels- und Industrievereinigungen. 

 
Laufend: 
 
 
- Die MSO’s in der Hansestadt Lübeck 

führen regelmäßig öffentlichkeits-
wirksame Veranstaltungen / Aktionen zum 
‚Deutschen Diversity Tag - für mehr 
Vielfalt in der Arbeitswelt‘ durch. 
 

- Die Stabsstelle Integration der Hansestadt 
Lübeck fördert aktiv Chancengleichheit 
und Teilhabe.  
 

 
Geplant: 
 
- Aufnahme von Zielvereinbarungen - zur 

interkulturellen Öffnung - in die 
Budgetverträge der Zuschuss-
empfänger:innen der Hansestadt Lübeck. 
 

- Antirassistische Leitbilder werden als 
Standard in den Schulen der Hansestadt 
Lübeck verankert.  
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6. Die Stadt als Arbeitgeberin und 
Dienstleisterin, die gleiche Chancen 
nachhaltig fördert 
 
Die Stadt verpflichtet sich, als Arbeitgeberin 
und Dienstleisterin Chancengleichheit und 
Gleichberechtigung zu gewährleisten. 
 
 
 
 
Bsp.: 

 
- Einführung von Maßnahmen zur Förderung 

der interkulturellen Kompetenz innerhalb der 
Stadtverwaltung. 
 

- Förderung der Beschäftigung von Personen 
mit Migrationshintergrund und aus 
diskriminierten Gruppen in der 
Stadtverwaltung. 

 

 
Laufend: 
 
- Die Hansestadt Lübeck ist 

Unterzeichner:in der ‚Charta der Vielfalt‘. 
 
- Die Hansestadt Lübeck ist 

Unterzeichner:in der ‚Europäischen 
Charta der Gleichstellung von Frauen und 
Männern‘. 

 
- Regelmäßiges Angebot von Seminaren 

zum Thema ‚Interkulturelle Kompetenz‘ im 
Rahmen des Fortbildungsprogrammes der 
Hansestadt Lübeck. 

 
- Ausarbeitung einer Kampagne für mehr 

Vielfalt in der Kommunalverwaltung.  

 
Geplant: 
 
- Verbindung des Themas 

‚Antirassismus/Antidiskriminierung‘ mit 
den bereits laufenden Seminaren im 
Fortbildungsprogramm der Hansestadt 
Lübeck.  
 

- Im Rahmen der Fortschreibung des 
kommunalen Integrationskonzeptes der 
Hansestadt Lübeck werden weitere 
Maßnahmen zur interkulturellen Öffnung 
entwickelt. 
 

 
7. Chancengleichheit auf dem 
Wohnungsmarkt 
 
Entwicklung konkreter Maßnahmen zur 
Bekämpfung von Diskriminierung bei 
Vermittlung und Verkauf von Wohnungen. 
 
Bsp.: 

 
- Entwicklung von Leitlinien oder Verhaltens-

kodices für städtische und private Unter-
nehmen, die auf dem Immobilienmarkt tätig 
sind, um Diskriminierungen bei Vermietung 
und Verkauf von Wohnraum zu bekämpfen. 

 

 
Laufend: 
 
- Die kommunale Wohnungsbaugesell-

schaft verfügt über interne Leitlinien, die 
einen diskriminierungsfreien Zugang zu 
Wohnraum ermöglichen sollen. 
 

- Es besteht ein Wohnungsvermittlungs-
konzept ‚Probewohnen für Geflüchtete‘ in 
der Hansestadt Lübeck. 
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- Gewährung von Anreizen für Hauseigentümer 

und Immobilienmakler, die sich zur Einhaltung 
des städtischen Verhaltenskodex' gegen 
Diskriminierung verpflichten. 
 

- Unterstützung von Personen, die von 
Diskriminierung betroffen sind, bei der Suche 
nach Wohnraum. 

 
Geplant: 
 
- Auch Wohnungsbaugenossenschaften 

und private Mietervereine sollen für einen 
diskriminierungsfreien Zugang zu 
Wohnraum sensibilisiert werden. 

 
8. Bekämpfung von Rassismus und 
Diskriminierung durch Bildung und 
Erziehung 
 
Entwicklung von Maßnahmen gegen 
ungleiche Bildungs- und Erziehungs- 
chancen; Förderung von Toleranz und 
interkultureller Verständigung durch Bildung 
und Erziehung. 
 
Bsp.: 

 
- Entwicklung von Maßnahmen, um 

Chancengleichheit beim Zugang zu Bildung 
und Erziehung sicherzustellen. 
 

- Einführung einer Anti-Diskriminierungs-Charta 
für städtische Bildungseinrichtungen. 
 

- Verleihung des Titels "Schule ohne 
Rassismus" als Auszeichnung für vorbildliche 
anti-rassistische Aktivitäten und Stiftung eines 
Preises, der regelmäßig für die besten 
schulischen Initiativen gegen Rassismus und 
Diskriminierung vergeben wird.  
 

- Entwicklung von Lehrmaterial zur Förderung 
von Toleranz, Menschenrechten und 
interkultureller Verständigung. 

 

 
Laufend: 
 
- Im Stadtgebiet haben 5 Schulen den Titel 

‚Schule ohne Rassismus‘. 
 
- Das aus Bundesmitteln geförderte und 

trägeransässige Projekt ‚Respekt Coach‘ 
wird an 2 Schulen der Hansestadt Lübeck 
durchgeführt. 

 
- Aus dem ‚Integrationsfonds‘ der 

Hansestadt Lübeck wird aktuell das 
Projekt ‚Erinnerungskultur - Vorträge von 
Schüler:innen für Schüler:innen zum 
Brandanschlag auf eine Asylbewerber-
unterkunft in Lübeck‘, gefördert. 

 
 

 
Geplant: 
 
- Antirassistische Leitbilder werden 

Standard in den Bildungseinrichtungen 
der Hansestadt Lübeck. 
 

- Das aus Bundesmitteln geförderte und 
trägeransässige Projekt ‚samo.fa‘, dessen 
Ziele u.a. die Abwehr von Rassismus und 
Diskriminierung sind, soll um ein Projekt 
ergänzt werden, welches eine Brücken-
funktion zu bestehenden Angeboten der 
Rassismusprävention einnehmen soll.  
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9. Förderung der kulturellen Vielfalt 
 
Förderung der kulturellen Vielfalt in den 
Kulturprogrammen, im öffentlichen Raum 
und im städtischen Leben. 
 
Bsp.: 

 
- Förderung der Herstellung von Filmmaterial, 

Dokumentationen etc., die es den von 
Rassismus und Diskriminierung betroffenen 
Bevölkerungsgruppen und Personenkreisen 
ermöglichen, ihre Anliegen und Erfahrungen 
einer breiteren Öffentlichkeit bekannt zu 
machen. 
 

- Regelmäßige finanzielle Förderung von 
kulturellen Projekten und Begegnungsstätten, 
die die kulturelle Vielfalt der städtischen 
Bevölkerung repräsentieren. Integration 
dieser Programme in die offiziellen 
Kulturangebote der Stadt. 
 

- Benennung öffentlicher Bereiche (Straßen, 
Plätze, etc.) zur Erinnerung an diskriminierte 
Personen oder Gruppen, bzw. entsprechende 
Ereignisse. 

 
Laufend: 
 
- Jährliche Vergabe von Fördermitteln für 

verschiedene Projekte aus dem 
‚Integrationsfonds‘ der Hansestadt 
Lübeck, u.a. auch zur Förderung der 
kulturellen Vielfalt. 
 

- Die Stabsstelle Integration der Hansestadt 
Lübeck unterstützt und berät bei der 
Beantragung von Landes- und Bundes-
mitteln zur Förderung der kulturellen 
Vielfalt.   

 
Geplant: 
 
- Die Stabsstelle Integration wird eine 

Schwerpunktsetzung bei der Vergabe des 
‚Integrationsfonds‘ im Jahr 2021 anregen, 
so dass ein Teil der Mittel ausschließlich 
an Antirassismus-Projekte sowie Projekte 
zur Förderung der kulturellen Vielfalt in 
den Kulturprogrammen vergeben wird. 

 
10. Rassistische Gewalttaten und 
Konfliktmanagement 
 
Entwicklung oder Unterstützung von 
Maßnahmen zum Umgang mit rassistischen 
Gewalttaten und Förderung des 
Konfliktmanagements. 
 
Bsp.:  
 
- Einsetzung eines Expertengremiums 

(Wissenschaftler, Praktiker, Betroffene), das 
die Stadtverwaltung und die Bevölkerung 
berät, Konfliktsituationen analysiert und vor 
übereilten Reaktionen warnt. 
 

- Entwicklung eines Angebots an 
Konfliktmanagement- und 
Mediationsprogrammen für relevante 
Institutionen wie Polizei, Schulen, 
Jugendzentren, Integrationseinrichtungen etc. 

 

 
Laufend: 

 
- Das Projekt ‚Soziales Lernen in Lübecker 

Schulen‘ bietet eine Datenbank mit 
empfehlenswerten Präventionspro-
grammen zur Förderung persönlicher und 
sozialer Kompetenz, z.B. Programme zur 
Konfliktlösung, Streitschlichtung und 
Gewaltprävention. 

 
Geplant: 
 
- Kommunaler Präventionsrat, mit den 

Arbeitsgemeinschaften: ‚Sicherheit im 
öffentlichen Raum‘, ‚Häusliche Gewalt‘, 
‚Deliktbezogene Prävention‘. 

  


